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Jtatien den sicherstenBundesgenossen, denn der neue

italienische Freiheitsstaat wird noch sehr lange unserer
Freundschaftbedürfen,damit er nicht von Frankreich fort
und fort bevormundet oder gar von Oesterreich wieder

vergewaltigt werde. Darum stehen wir jetzt fest und

sicher da, und werden ruhig und getrost an die Fest-
stellung Unserer inneren Angelegenheitengehen. Wir

haben Raum und Zeit gewonnen, um alle Mängel
unserer Verfassung, alle Gebrechenunserer Gesetzgebung,
alle Schäden der Verwaltungin Staat und Heer, in

Kirche und Schule, in Kreis und Gemeinde heilen zu
können. Keine Sorge um Abwehr fremder Gewalt, um

Widerstand gegen die Einmischung der fremdenMächte
in unsere deutschenAngelegenheitenkann jetzt wieder

groß genug werden, um die pflichtmäßigeArbeit für
bessereZustände in unserem eigenen Lande zu hemmen
und fruchtlos zu machen«

So wird wohl mancher sprechen. Wir aber werden

dazu doch den Kopf schütteln und ihm antworten:

»LieberFreund, du sprichstja nicht blos von dem, was

wirklich schon errungen ist, sondern auch von gar vielen

Dingen, die auf dem neugewonnenen Acker erst noch

geerndtet
werden sollen. Es bedarf noch gar vieler Ar-

eit, ehe die Saat gereift ist. Dazu ist sehr die Frage,
ob der Samen, der bis jetzt ausgestreut wurde, auch
wirklich ein fruchtbringenderist. Wir haben erst mit
Gewalt genommen, was die Fürsten und ihre ebenso
reaktionären wie preußenfeindlichenRathgeberuns in

Güte nicht geben wollten. Wir hatten a er nur dann

eine Recht, es zu nehmen, wenn wir nicht blos unsern
eigenen Vortheil im Auge hatten, sondern wenn wir
vor allen Dingen die Pflicht erfüllenwollten, die dem

preußischenStaate gegen das deutsche Volk obliegt.
Nur wenn wir diese Pflicht erfüllen, sorgen wir am

besten auch für das eigene Wohl. Das Volk in den

übrigendeutschenStaaten kann nicht auf eigenenFüßen
stehen, wenn es sich nicht mit Preußen auf das Festeste
verbündet,und Preußenwiederum muß stets den schwer-
sten und ungewisseftenKämpfen für sein Dasein ent-

gegensehen,so lange die Kräfte des übrigenDeutschlands
ihm nicht zu Gebote stehen. Das natürlich sieht jeder
denkende Mensch, daß wir durch die jetztüberstandenen
Kämpfe die Macht gewonnen haben, deren jedes Volk

bedarf, wenn es in seinem eigenenLande ein freies und

glücklichesDasein führenwill. Aber die Macht, die mit

dem Schwerte gewonnen wird, ist eine sehr gebrech-
liche und feindselige Macht, wenn sie von den

Machthabern nicht gebrauchtwird, um die Geister und
die Herzen der Völker durch weise und redlicheArbeit

für ihre Freiheit und ihr Glück zu gewinnen. Denn

gar bald fällt jede Macht in den Staub, wenn sie nur

dazu dienen soll, um ein Volk zum Dienste für den

Vortheil eines einzelnenMannes oder einer herrschenden
Klasse zu zwingen.

Darum haben wir es so schmerzlichempfunden,daß
in diesen Tagen so viel davon die Rede ist, daßHan-
nover und Hefer und Nassau nur durch das Recht der

Eroberung an Preußen gekommensein sollen. Erobert

allerdings haben»wirdiese Länder,aber sdie Eroberung
an und für sich selbst ist doch nur eine Gewaltthat,die
niemals irgend ein neues Recht verleiht. Gewalt und

Eroberung sind nur berechtigt,wenn sie dazu dienen ein

Recht durchzusetzen,das wir schon vorher gehabthaben,
und das man in Güte uns nicht hat gewährenwollen.

Preußen aber hat für sichUnd das deutscheVolk schon
längstdie Pflicht, also auch das Recht gehabt, das ge-
fammte Deutschland zu einem starken und freien Ge-
meinwesen zu vereinigen. Daß die Eroberungwirklich
eine berechtigtegewesenist, wird sich daherzeigen, wenn

wir die eroberten Gebiete und die jetzt mit uns verbün-
deten Staaten mit uns zu einem Gemeinwesen verbin-

den, das durch Freiheit und Gerechtigkeitzusammenge-
halten wird, und nicht durch die bloßeKraft des Miti-
tärs und der Polizei. Es genügtdazu nicht, daß u. A.
auf die neuerworbenen Gebiete die preußische Ver-
fas sung übertragenwird. Vielmehrmuß auch die Vor-

aussetzungerfülltwerden, unter der am 3. September
das Jndemnitatsgefetz von unsern freisinnigen Abgeord-
neten-s angenommen wurde. Denn wenn die preußische
Verfassung einen wirklichen Werth für uns und un-

sere neuen Staatsgenossenhaben soll, dann müssenauch
alle die Gesetzegegebenund alle die Einrichtungenein-

geführtwerden, welche dieseVerfassun· ja schon vor

längerals sechszehnJahren uns verheißenhatte. Vor
Allem aber muß es unmöglichgemacht werden, diese
Verfassung jemals anders auszulegen und zu handhaben,
als in ihrem wahren und wirklichen Sinne. Sollten
wir dagegendas Unglückhaben, daß die Verfassungfür
uns und für unsere neuen Staatsgenossen ihre Einwir-

kung auf die Staatsangelegenheiten nicht stärker soll
hervortreten lassen, als dies seit vier Jahren bei uns ge-
schehenist, dann freilich würden alle unsere Hoffnun en

zerknicktwerden, würden alle unsere Befürchtungensich
verwirklichen,und die neu gewonnene Macht des

preußischen Staates würde bei dem nächsten
Sturme zerbrechen wie ein morscher Baum.
Aber wir sehen nicht mit so trübem Blicke in die Zu-
kunft; wir erwarten vielmehr, daß Volk und Regierung
durch die neu gewonnene Macht sich zur weisen Erfül-
lung ihrer größerenund umfassenderenPflichten nicht
vergebenswerden mahnen lassen. Wehe aber dem
Lande und uns allen, wenn es nicht geschieht!«

Politische Wocheaschau.
Preußen. Das Abgeordnetenhaushat in seiner Sitzung

vom ·7. d. Mts. die sogenannte Ansnexllonsvorlage mit

sehr großerMajorität angenommen Dieselbe lautet nach
dem Vorschlage der Kommission: -

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden, König von

Preußen 2c., verordnen Unter Zustimmung beider Häuser
des Landtags, was folgt:

»

§. 1. Das KönigreichHannover, das Kurfurstenthum
Hefsen, das GroßherzogthumNassau und die freie Stadt

Frankfurt werden in-Gemäßheitdes Art. 2 der Verfassungs-
Urkunde für den preußischenStaat mit der preußischenMo-

narchie für immer vereinigt.
§ 2. Die preußischeVerfassung tritt in diesen Landes-

theilen am 1.- October 1867 in Kraft. Die zu diesem Be-



hufe nothwendigen Abänderungs-,Zusatz- und Ausführungs-
Bestimmunqen werden durch besondere Gesetzefestgestellt
§ 3. Das Staatsministeriumwird mit der Aussuhrung

des egenwärtigenGesetzesbeauftragt.
Gleichdarauf brachte der MinisterpräsidentfolgendenGe-

setz-Entwurf,betreffend die Vereinigung der Herzog-
thüiner Holstein und Schleswig mit der preußi-

schen Monarchie ein.
,

» »

§ 1— Die HerzogthünierHolstein und Schleswig, mit

Ausnahme eines durch Vertrag mit demGroßherzogvon
Oldenburgnäherzu bestimmendenGebietstheils, werden mit

der preußischenMonarchie auf Grund der am HO·October
1864 zu Wien zwischenPreußen und Oestreich einerseitsund

Dänemark andererseits, und am 2s3. August 1866»inPrag

zwischenPreußen und Oestreich abgeschlossenenFriedensver-
"

e verein« . . . .

trag§2. preußischeVerfassung tritt»indiesenLandes-

theilen am 1. October 1867 in Kraft. Die zu diesem-.Be-

hufe nothwendigen Abänderungsssund Zusatz-Bestimmungen
werden durch besondere Gesetze.·festges»tellt.. »

§ 3. Das Staatsministerium wird mit der Ausfuhruug
des gegenwärtigenGesetzes beauftragt. Urkundlichunter Un-

serer höchsteigenhändigenUnterschriftund beigedrucktemKö-

niglichenJnsiegel.
.

"

Da der Gesetzentwurssich.der angenommenen Vorlage
wegen Einverleibung Hannoverss Kutl)essens,Nassaus »und

Frfankfurt
a. M. ansch·ließt,so ist seine Annahme unzweifel-

a t

Am Dienstag und Mittwoch hat das Abgeordnetenhaus
sich niit dein Wahlgesetz für den Reichstag des Norddeut-

schen Bundes beschäftigt.
Die Debatte war sehr lebhaft, sie drehte sich besonders

um die Frage der Kompetenzdes künstiIen Parlaments, um

die Sicherung der Redefreiheit der itglieder desselben.
SchlleßlichWurde dllst Gesetz-·-Msch dem Vorschlage der Kom-

mission angenommen-.
«

So ist denn jetzt das Prinzip der»allgemeinen, gleichen
und direkten Wahl mit geheimerStimmabgabeanerkannt.
Auch die konservativen Abgeordneten haben dafur gestimmt
Dieser Sieg demokratischerGrundsätze scheint»uns ein mach-
tiger Wendepunktin unserer staatlichenEntwickelung zu sein.

Das Herrenhaus hat die Gesetzeniwürfeüber die Er-

theilung der Jndeninität, so wie über die EinverleibungHan--
novers ic. in der Sitzung des Abgeordnetenhausesange-
nommem

Von den Konimissionsberathungen ist besonders die der

Anleihe-Kommissionbeachtenswerth Dieselbe hat dem vorge-

legten Gesetzentwurffolgende Fassung gegeben:
«

§ 1. Die durch den diesjährigenKrieg gegen Oester-
reich und in Deutschland entstandenen außerordentlichenAus-

gaben werden, vorbehaltlich der Rechnungslegung,hierdurch
nachträglichgenehmigt.

»
§ 2. Zur Deckung der Ausgaben(§ 1), so wie der

wahrend der Fortdauer der Kriegsbereitschastnoch entstehenden
Kosten der Militär- Und Makine.Verwaltung hat der Finanz-
minister nach Maßgabe der folgendenBestimmungen die

nöthigen Geldmittel dem Kriegs- und Marineminister zu
überweisen.

·

§ 3. Diese Geldmittel sind zunächstaus den Kriegs-
Kontributionen und Kriegsentschädigungen,aus den Bestän-
den des Staatsschatzes,sowie aus den verwendbaren Mitteln
der Generalstaatskassezu entnehmen und im Fall des wei-
teren Bedürfnissesendlich-—durchVerwerthungder verfügbaren
Effekten der Staatskasse bereit zu stellen.

§ 4. Der Finanzininister wird ermächtigt,um den Erlös
der Außenstände(§ Z) rechtzeitig flüssigzu machen, verzins-
liche Schatzanweisungenlängstensauf ein Jahr lautend bis

zur Höhe von 30 Millionen Thalern auszugeben. Der
Erlös dieser Außenständewird zur Zurückziehungresp. Ein-
lösung der Schatzanweisungenverwendet. Die Ausgabe der
Schatzanweisungenist durchdie Hauptverwaltun der Staats-
schulden zu bewirken. Ob und in welchem s

etrage neue

Schatzanweisungenan Stelle der eingelöstenaus· egebenwer-

den dürfen,bleibt der Bestimmungdes Staats aushaltsge-
setzes vorbehalten. Die Zinsen der Schatzanweisungeriver-

jähren binnen vier Jahren, die verschriebenenKapitalsbeträge
binnen dreißigJahren nach Eintritt des in jeder Staatsan-

weisung ausgedriicktenFälligkeitstermins.
§ 5. Die zur Verzinsung sowie zur Einlösung der

SchatzanweisungenerforderlichenBeträge sind aus den be-
reitesten Staatseinkünften an die Staatsschulden-Tilgungs-
kasseabzuführen.
§ 6. Dem Landtage ist bei der nächstenZusaniinenkunft

desselbenüber die Ausführungdieses Gesetzes unter bestimm-
ter Angabe der Höhe der erwachsenenKriegskosten und der

Höhe der eingezogenen, beziehungsweisenoch zu erhaltenden
Kriegskontribution oder riegsentschädigungenRechenschaft

·

zu geben. Soweit die Ausführung alsdann noch nicht er-

folgt ist, ist die Fortdauer der im § 4 ertheilten Ermächti-
·ung von einer anderen gesetzlichen Anordnung ab-

hängig.
Der Finanzminister v. d. Heydt hat diesen Gesetz-Ent-

wurf für unannehmbar erklärt, und da seine Rede bei den

späteren Berathungen wohl von Wichtigkeit sein dürfte, so
lassen wir hier den wesentlichenJnhalt nachfolgen. Es sei
jetzt an der Zeit, sagte er, daß die Regierungsichausspreche.
Der Entwurf der Kommission sei unannehmbar,
die

RegierungFmüsse ihn mit Entschiedenheit zu-
rückweisen. r gewähre ihr keine neuen Mittel, da sie
diejenigen, welche ihr der §. 8. zu geben scheine, bereits be-
sitze. Absichtlich sei nichts über den Staatsschatz in den
Entwurf aufgenommen; les wäre das allerdings bedeu-

tungslos, wenn ,der »Kredit,wie die Regierung ihn in
Anspruch »nehme,bewilligt wäre. Jetzt wolle man es ihr
aber unmoglichmachen, etwas «in den Staatsschatz hineinzu-
legen. Die vorhandenen Mittel, auf die man verweise,
reichten nicht aus, um die 108 Mill. Kriegskostenund den
weiteren Bedarf für Panzerschiffe,Beseitigungenu. s. w. zu
decken. Unerläßlichsei es, die 271j2 Mill. in den Staats-

schatzzurückzulegen,von denen 22 Mill. für den Krieg, 572
Mill. fürdie Regulirungder Grundsteuer verwendet worden.
Die Regierung sei berechtigt, Summen, über die kein

besonderesGesetz disponirt habe, wie Kriegskontribu-
tionen und Kriegsentschädigungen,zur Füllung des
Staatsschatzes zu verwenden. Die politische Lage
mache diese Füllung unerläßlich. Die Regierung
könne eine Weigerung des Kredits nicht hinneh-
men, sie müsse darauf bestehen, daß er bewilligt
werde. Sie lege dem Votum dieser Kommissionkeine Be-
deutung bei und hoffe,daß»dleMajorität des Plenums die

Majoritätder Kommission überwinden werde.

Die Wuchergesetze.
, Jn jenen Zeiten, als man glaubte, sämmtlicheAngelegen-
heiten des Volkswohles ließen sich durch Verordnungen
und Gesetze in bestimmte Bahnen lenken, als man es für
Staatsweisheit hielt, wenn das Volk gezwungen war,

sich bei ganz bestimmten Personen seine Schuhe und seine



Röcke machen zu lassen, als man dem Volke anzubefehlen
müssenglaubte, daß es an ganz bestimmtenOrten sich seinen
Wohlstand zu begründensuche, und als man durch Ein-

führung polizeilicherTaer sogar den Gewinn des Einzelnen
für seine Arbeiten in bestimmten Grenzen zu halten suchte,
damals war die Einführung der sogenannten Wucher-
gesetze eine nicht dem Geiste der ganzen Staats-

einrichtungen widersprechende Erscheinung.
Mit demselben Rechte, mit welchem der Staat dem

Fleischer und dem Backer vorschrieb,wie hoch er das Produkt
seiner Arbeit verwerthen durfte, konnte der Staat auch für
den Besitzer des baaren Geldes eine Schranke aufrichten für
den Verdienst, »dener aus diesem Gelde ziehen durfte, ja, so
lange der Arbeitergesetzlichbeschränktwar in dem Gewinn,
den ihm seine Arbeit brachte, schien es sogar geboten, dafür
zu sorgen, daß er sich im Nothfall auchGeld zu einem Preise
verschaffenkonnte, welcher mit jenem gesetzlichbeschränkten
Verdienst in einem angemessenenVerhältnißstand.

Aber die Neuzeit hat jene Zustände ziemlichvollständig
beseitigt, die Gewerbefreiheit, wenn auch neuerdings
wieder beschränkt,hat doch das Volk von dem Zwange be-

freit, bestimmte Sachen bei bestimmten Personen kaufen zu
müssen, sie hat dem Einzelnen die Freiheit gegeben, sich
sein Brod zu erwerben, wie er will, die Freizügigkeit
gestattet jedem sich seinen Wohlstand zu gründen,wo ihm
die Gelegenheit dazu günstig scheint, die polizei-
lichen Taxen für einzelne Bedürfnissesind als unnützund

den Verkehr hemmend beseitigt worden; nur noch eine von

jenen mittelalterlichen Schranken hat sich bis in die Neuzeit
erhalten, und die Versuche, sie zu zerbrechen,sie scheinenzu
scheitern an den Bemühungen derer, denen ein volles Ver-

ständniß zu fehlen scheint für die Forderungen
der neuen Zeit.

Es ist dies die Schranke, welche den Ge dverkehr fesselt.
Wir haben aus dem Mittelalter die gesetzlicheBestim-

mung überkommen,daß es strafbar ist, bei einem Darlehen
mehr als 5 Procent zu nehmen: es sind dies die sogenann-
ten Wuchergesetze. Wie wenig sie für die Förderungdes

Verkehrs geeiRietsind, das haben schon vor Jahren sammt-
liche deutsche egierungen, auch die preußische,anerkannt, als

sie durch Einführung des deutschen Handelsgesetz-
buches alle solche Zinsbeschränkunzzånfur den

kaufmännischen Verkehr aufhoben. an hatte da-

durch dem Grundsatz Rechnung getragen, daß die Zinsen-
ahlung weiter nichts ist als der Preis des Geldes, welcher
sicheinerseits nach dem Angebot und Nachfrage richtet»wie

bei jeder anderen Waare, und welcherandererseits bestimmt
wird durch die Sicherheit, welche der Nachfragende für die«
Erfüllung seiner eingegangenenVerpflichtungen bietet.

Dieser letztere Umstand ist es besonders, welcher bei der

Frage wegenAufhebung oder Beibehaltung»derWuchergesetze
ins Gewicht fällt, und wir wollen sie hier unsern Lesern
durch ein Beispiel erläutern, wie wenig die Bestrafung des

sogenannten Wuchers zu rechtfertigen ist. Nehmen wir an,
der marktgänige Preis des Geldes sei 5pCt-, und es lebe

in einer verkehgrsreichenStadt ein Mann, welcherzu diesem
Preise an zwanzig Leute je 100 Thaler verborgen will. Zehn
von diesenPersonen befinden sichin solchenVerhältnissen, daß
die Rückzahlungder eborgten 100 Thaler ganz sicherist,
der Verleiher wird also,wenn er ihnen Geld borgt, nach
Ablauf eines Jahres statt der ihnen geliebenen 1000 Thaler
im Besitz von 1050 Thaler seien. Anders steht es bei den

noch verbleibenden zehn Personen. Jhre Vermögensverhält-
nisse sind so, daß nach jahrelangen Erfahrungen wohl einer

von ihnen nach Ablauf des Jahres nicht im Stande sein
wird, Kapital und Zinsen zurückzuzahlen,so daß, wenn auch
von ihnen nur 5pCt. genommen werden würden, der Dar-
leiher am Ende des Jckhresstatt seiner 1000 Thaler iiur noch
945 Thaler besitzen,also 105 Thaler verlieren würde. Das
wäre nun einfach zu vermeiden, wenn der Darleiher demjeni-

gen,welcher nach Ablauf des Jahres nicht mehr zahlen kann,
iichts borgt. Aber welchervon den Zehnen ist dies? Man

weiß es nicht, und soll er nun, um diese Gefahr zu vermei-

den, Niemandem etwas borgen, d.«h·—soll er den anderen
neun Personen die Möglichkeitentziehen,ihren erschütterten
Wohlstand wiederherzustellen? Gewiß ware dies grausam, und
um dies nicht thun zu müssen,stellte er folgendeRechnungan:

Jch muß nach einem Jahre für meine 1000 Thlr. 1050 Thlr.
zurückerhalten,es zahlen aber nur neun Personen, sie zahlen
an Kapital 900 Thlr. zurück,ich miiß also die fehlenden
105 Thlr. auf sie gleichmäßigvertheilen, also lasse ich mir
von jedem 112X3Oxo Zinsen zahlen, dann mache ich keinen

Schaden und habe doch jenen Leuten geholfen.
Das ist gewiß eine einfacheRechnung, und die neun Spek-

sone»n,welcheden hohen Zinsfuß zahlen müssen,haben sich
gewißnicht zu beklagen. Aber nach den Wuchergesetzenist
das strafbar, und derjenige, welcher ohne einen wesentlichen
Vortheil seinen Mitbürgernhilft, wird mit der härtesten
Strafe belegt. Man wird gestehen,daß ein solcher Zustand
nicht normal ist, und jeder, der einmal in der Lage war, in

Zeiten einer Geldkalamität sichGeld borgen zu müssen,wird

ewiß schon die Nachtheile diesesZustandes empfunden haben.
r hat zur Fol e, daß man entweder gar kein Geld geborgt
erhält, oder da man neben den Zinsen und jener in Form
von Zinsen gezahlten Assekuranzpräimieauch noch eine Ent-
schädigungzahlen muß für die mögliche Strafe, welche den
Darleiher«trifft. Auf solche Weise wird das Geld durch die
Wuchergesetzenatürlichnur noch vertheuert.

Die Regierung hatte nun die Absicht,diesemZustande
durch die Verordnung über Aufhebung der Wuchergesetze
wenigstens theilweise ein Ende zu machen. Die Absicht ift
an dem Widerspruch des Herrenhausesgescheitert. Dasselbe
hat als Maßstab für das Maximum des Zinsfußes den jedes-
maligen Zinsfuß der Bank bestimmt. Da "uun aber der

Zinsfuß der Bank nur für sichereDarlehen, für welche nur-

der marktgängigePreis des Geldes bezahlt wird, gilt, so-
bleibt die Beschrankungimmer noch bestehen für solche Dar-

lehen, bei welchenwe en ihrer Unsicherheit gleichsam als

Assekuranzpramieein hzöhererZinsfuß bezahlt werden muß..
Und doch ist gerade die Freigebun des Zinsfußes für solche
Darlehendas Nothwendige,denn LfürsichereDarlehen wird
der Zinsfußnur ganz ausnahmsweise den Satz von 5pCt-
übersteigen. So bleibt also für alle diejenigen,welchein be-

drängterLage sind, aus welcher sie sich durch ein Darlehen,
selbst wenn sie etwas mehr als die marktgängigenZinsen
zahlenmüssen,möglicherweisebefreien können, weiter nichts
übrig,als die Hände in den Schoß zu legen und ihre voll-

ständigeVerarmung abzuwarten,»wennsich nicht ein Geld-
mann findet, der auf schlaue Weise das Gesetz um eht, und

ihnen dennoch zu hohen Zinsen Geld borgt, wobei sienatür-
lich die Umgehung des Gesetzes mit bezahlenmüssen.
Daß eine solche Aufrechterhaltungder mittelalterlichen
Beschränkungdes Geldverkehrsdem Handel und der Industrie-
im neunzehntenJahrhundert nicht vortheilhaft sein kann, das

liegt auf der Hand, und wir hoffen, daß die Gewalt des

Bedürfnisses recht bald die bestehendenSchranken als

unhaltbar beseitigen wird.
-
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